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Schweden hatte 1945 ein sog. Raubgutgesetz erlassen, durch 
das die Rückerstattung der in völkerrechtswidriger Weise 
weggenommenen Güter bestimmt wurde.* 14 23

Die DDR ist seit ihrer Gründung ebenfalls aktiv für eine 
Rückführung der während des zweiten Weltkrieges ver­
schleppten Kulturgüter eingetreten und hat derartige Ob­
jekte, die auf ihrem Territorium aufgefunden wurden, an 
die Regierungen der betreffenden Herkunftsstaaten überge­
ben.24 25

Noch während des Krieges erwies sich, daß eine Reihe 
von Kulturgütern, die im Verlauf der Kriegsereignisse ent­
wendet worden waren, auch in die USA gelangten. Die Re­
gierung der USA vertrat damals die Auffassung, daß die Ein­
fuhr von geraubten Kunstgegenständen im Gegensatz zur 
allgemeinen Politik der USA und zu ihren Verpflichtungen 
aus der Haager Landkriegsordnung von 1907 steht. Die Be­
hörden der USA nahmen in den Jahren 1944 bis 1954 ins­
gesamt 1 194 kulturelle Objekte in Gewahrsam und über­
gaben sie dann auf diplomatischem Wege an die jeweiligen 
Eigentümernationen, so z. B. an die Volksrepublik Polen, 
Frankreich, Italien, die Niederlande und die BRD.23 An dieser 
Stelle muß jedoch darauf hingewiesen werden, daß in den 
USA sichergestelltes Kulturgut aus dem Eigentum staatli­
cher Museen der DDR nicht der DDR, sondern der BRD über­
geben wurde bzw. weiterhin widerrechtlich zurückgehalten 
wird.26

Die Konvention zum Schutz von Kulturgut 
bei bewaffneten Konflikten von 1954

Die von den alliierten Mächten nach Beendigung des zweiten 
Weltkrieges ergriffenen Maßnahmen zur Auffindung und 
Rückgabe der durch faschistische Truppen geraubten oder 
während der Kriegsereignisse abhanden gekommenen Ge­
genstände von künstlerischem, historischem und archäolo­
gischem Wert, die entsprechenden verträglichen Festlegungen 
in den Friedensverträgen von 1947, aber auch die Praxis 
der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen im Hinblick auf 
die Rückführung der in ihren eigenen Ländern auftauchenden 
gestohlenen Kulturgüter belegen eindeutig das Bestehen einer 
allgemeinen Völkerrechtsüberzeugung, wonach es den Staa­
ten obliegt, widerrechtlich verbrachte Kulturgüter aufzufin­
den, sicherzustellen und an die ursprünglichen Standortstaa­
ten zurückzugeben.

Diese völkergewohnheitsrechtlichen Grundsätze fanden 
letztlich ihren Niederschlag in der Haager Konvention zum 
Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten vom
14. Mai 1954.27 In ihr wird jede Schädigung von Kulturgut als 
Schädigung des kulturellen Erbes der ganzen Menschheit an­
gesehen und folglich der Schutz des Kulturgutes zum Anlie­
gen der Staatengemeinschaft als-Ganzes erklärt.

Für den Schutz des Kulturgutes vor Wegnahme wurden 
die dazu in langjähriger völkerrechtlicher Vertragspraxis ent­
wickelten Normen erstmals in eine universelle, allen Staa­
ten zum Beitritt offenstehende Konvention aufgenommen. 
In Art. 4 Ziff. 3 der Konvention ist die Verpflichtung der ver­
tragschließenden Seiten enthalten, jede Art von Diebstahl, 
Plünderung oder anderer widerrechtlicher Inbesitznahme von 
Kulturgut zu verbieten, zu verhindern und nötigenfalls zu 
unterbinden. Gleichzeitig enthält diese Bestimmung ein Be­
schlagnahme- und Repressalienverbot gegenüber Kulturgut.

Die Begriffswahl in Art. 4 Ziff. 3 — „Diebstahl, Plünde­
rung oder andere widerrechtliche Inbesitznahme“ — verdeut­
licht, daß das geltende Völkerrecht von einer dauernden Bin­
dung der Kulturgüter an ihre rechtmäßigen Standorte aus­
geht und demzufolge ein absolutes Wegnahmeverbot besteht. 
Die Vertragsstaaten sind nach Art. 28 der Konvention ver­
pflichtet, ihre Staatsbürger bei Verletzung der Konventions­
bestimmungen strafrechtlich oder disziplinarisch zu belan­
gen.

Im Protokoll zur Haager Konvention von 1954 sind Fest­
legungen für die Rückführung der ins Ausland verbrachten 
Kulturgüter enthalten. Die Vertragsstaaten sind gemäß Art. I 
Ziff. 1 des Protokolls verpflichtet, die Ausfuhr von Kultur­
gut aus Gebieten, die während eines bewaffneten Konflikts 
von ihnen besetzt sind, zu verhindern. Sofern Kulturgut

trotzdem ausgeführt wurde, ist es von Amts wegen bzw. auf 
Verlangen der Behörden des Herkunftsgebietes in Gewahr­
sam zu nehmen (Art. I Ziff. 2). Nach Beendigung der Feind­
seligkeiten hat die Rückgabe an die zuständigen Behörden 
des früher besetzten Gebietes zu erfolgen (Art. I Ziff. 3); 
gleiches gilt für Kulturgüter, die zu Schutzzwecken ausge­
lagert wurden (Art. II).

Die Rückführungspflicht besteht für die Vertragsstaaten 
unabhängig von zwischenzeitlich eventuell eingetretenen zi­
vilrechtlichen Veränderungen. Gutgläubige Besitzer solchen 
Kulturgutes sind vom rückerstattungspflichtigen Staat zu ent­
schädigen (Art. I Ziff. 4).

Völkerrechtliche Pflichten und aktuelle Staatenpraxis

Die moderne Völkerrechtspraxis geht vom Grundsatz der 
Integrität des nationalen Kulturerbes der Staaten aus. Ins­
besondere hat sich die allgemeine Völkerrechtsüberzeugung 
durchgesetzt, daß schutzwürdige Kulturgüter nicht gewalt­
sam oder zwangsweise von ihren rechtmäßigen Standorten, 
die zumeist historisch gewachsene Kollektionen sind, ent­
fernt werden dürfen. Durch das Völkervertragsrecht, insbe­
sondere durch die Haager Konvention von 1954, ist ein ef­
fektiver Schutz der Kulturgüter vor Wegnahme gewährlei­
stet. In völkerrechtswidriger Weise entfernte Objekte sind 
zurückzuführen. Diese Restitution stellt für den neuen Stand­
ortstaat eine völkerrechtliche Pflicht dar; für den Her­
kunftsstaat ergibt sich ein dementsprechender völkerrechtli­
cher Anspruch. Die Regelung der Rückführung erfolgt auf 
zwischenstaatlicher Ebene. Die Geltendmachung des völker­
rechtlichen Anspruchs auf diplomatischem Wege enthebt den 
ursprünglichen Eigentümer der Notwendigkeit, vor den Ge­
richten des neuen Standortstaates zivilrechtliche Herausgabe­
klagen einzureichen. Der restitutionspflichtige Staat hat hin­
gegen mit den Mitteln seiner Rechtsordnung — erforderli­
chenfalls durch Enteignung — die Sicherstellung des wider­
rechtlich verbrachten Kulturgutes zu veranlassen und dieses 
an den ursprünglichen Standortstaat zu übergeben.

Diese Rechtslage besteht in vollem Umfang hinsichtlich 
derjenigen Kulturgüter, die aus Museen und Einrichtungen 
auf dem Territorium der DDR stammen und dort im Jahre 
1945 oder später gestohlen oder in anderer Weise unrecht­
mäßig weggenommen wurden. Gerade in der letzten Zeit 
häufen sich die Fälle, in denen in der DDR vermißte Kultur­
güter in westlichen Staaten auftauchen. Offensichtlich neh­
men die jetzigen Besitzer an, daß die gestohlenen Stücke 
nunmehr ohne größeres Risiko zum Verkauf gebracht werden 
können.

Ausgehend von der seit Jahrzehnten geübten Völker­
rechtspraxis wendet sich die Regierung der DDR in derarti­
gen Fällen an die Regierungen der Staaten, in denen die Kul­
turgüter auftauchen, auf diplomatischem Wege mit dem Er­
suchen, bei der Wiedererlangung ihres Eigentums Unter­
stützung zu gewähren. Die DDR beruft sich dabei auf die 
völkerrechtliche Verpflichtung der Staaten zur Rückführung 
widerrechtlich verbrachter Kulturgüter. Als beispielsweise 
im Januar 1978 in den Niederlanden wertvolles Meißner 
Porzellan zur Versteigerung angeboten wurde, das aus dem 
Einbruchdiebstahl im Spreewald-Museum Lübbenau 
stammte, gab es intensive Kontakte zwischen DDR-Behönden 
und niederländischen Behörden, in deren Ergebnis die Stücke
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